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I h ter

I. Bundesversammlung.

Art. 71.

Unter Vorbehalt der Rechte des Volkes
und der Kantone (Art. 89 und 123) wird
die oberste Gewalt des Bundes durch die Bun-
desversammlong ausgeübt, welche aus zwei Ab-
teilungen besteht :

A. aus dem Nationalrat,
B. aus dem Ständerat.

Aus den Abgeordneten desjenigen Kantons,
aus welchem für eine ordentliche Sitzung der
Präsident gewählt worden ist, kann für die
nächstfolgende ordentliche Sitzung weder der
Präsident noch der Vizepräsident gewählt wer-
den.

Abgeordnete des gleichen Kantons können
nicht während zwei unmittelbar aufeinander-
folgenden ordentlichen Sitzungen die Stelle ei-

lies Vizepräsidenten bekleiden.

Der Präsident hat bei gleich geteilten Stirn-
men zu entscheiden; bei Wahlen übt er das
Stimmrecht aus wie jedes Mitglied.

Vorzulegen, wenn es von 30,000 stimmberechi-

tigten Schweizerbürgern oder von 8 Kantonen
verlangt wird.

Art. 93.

Jedem der beiden Räte und jedem Mitgliede
derselben steht das Vorschlagsrecht (die Initia-
tivel zu.

Das gleiche Recht können die Kantone
durch Korrespondenz ausüben.

II. Bundesrat

A. Nationalrat.
Are. 72.

Der Nationalrat wird aus Abgeordneten des
schweizerischen Volkes gebildet. Auf je 22,000
Seelen der Gesamtbevölkerung wird ein Mit-
glied gewählt.

Eine Bruchzahl über 11,000 Seelen wird für
22,000 Seelen berechnet.

Jeder Kanton und bei geteilten Kantonen
jeder der beiden Landesteile hat wenigstens
ein Mitglied zu wählen.

Art. 73.

Die Wahlen in den Nationalrat sind direkte.
Sie finden nach dem Grundsatz der Propor-
tionalität statt, wobei jeder Kanton und jeder
Halbkanton einen Wahlkreis bildet.

Die Bundesgesetzgebung trifft über die Aus-
führung dieses Grundsatzes die nähern Be-
Stimmungen.

Art. 74.

Stimmberechtigt bei Wahlen und Abstim-
mungen ist jeder Schweizer, der das 20. AI-
tersjahr zurückgelegt hat und im übrigen nach

der Gesetzgebung des Kantons, in welchem; er
seinen Wohnsitz hat, nicht vom Aktivbürger'-
rechte ausgeschlossen ist.

Es bleibt jedoch der Gesetzgebung des
Bundes vorbehalten, über diese Stimmberech-
tigung einheitliche Vorschriften aufzustellen.

B. Ständerat.

Art. 80.

Der Ständerat besteht aus 44 Abgeordneten
der Kantone. Jeder Kanton wählt zwei Abge-
ordnete, in den geteilten Kantonen jeder Lan-
desteil einen Abgeordneten.

Art. 8 t.

Die Mitglieder des Nationalrates und des

Bundesrates können nicht zugleich Mitglieder
des Ständerates sein.

Art. 82.

Der Ständerat wählt für jede ordentliche

oder ausserordentliche Sitzung aus seiner Mitte
einen Präsidenten und Vizepräsidenten.

Art. 83.

Die Mitglieder des Ständerates werden von
den Kaiitonen entschädigt.

C. Befugnisse der Bundesversamm lung

Art. 84.

Der Nationairat und der Ständerat haben
alle Gegenstände zu behandeln, welche nach
Inhalt der gegenwärtigen Verfassung in die
Kompetenz des Bundes gehören und nicht einer
andern Bundesbehörde zugeschieden sind.

Art. 85.

Die Gegenstände, welche in den Geschäfts--
kreis beider Räte fallen, sind insbesondere fol-
gende:

Bündnisse und Verträge mit dem Auslande,
sowie die Gutheissung von Verträgen der Kan-
tone gelangen jedoch nur dann an die Bundesj-
Versammlung, wenn vom Bundesrat oder einem
andern Kanton Einsprache erhoben wird.

Garantie der Verfassungen und des Gebietes
der Kantone; Intervention infolge der Ga-
rantie.

Massregeln, welche die Handhabung der
Bundesverfassung, die Garantie der Kantonal-
Verfassungen, die Erfüllung der bundesmässigen
Verpflichtungen zum Zwecke haben.

Art. 89.

Für Bundesgesetzc und Bundesbeschlüsse ist
die Zustimmung beider Räte erforderlich.

Bundesgesetze, sowie allgemeinverbindliche
Bundesbeschlüsse sind dem Volke zur Annahme
oder Verwerfung vorzulegen, wenn es von
30,000 stimmberechtigten Schweizerbürgern od.
von 8 Kantonen verlangt wird.

Allgemeinverbindliche Bundesbeschlüsse, de-
ren Inkrafttreten keinen Aufschub erträgt, kön-
nen durch die Mehrheit aller Mitglieder in
jedem der beiden Räte als dringlich erklärt
werden. In diesen Fällen kann die Volksab-
Stimmung nicht verlangt werden. Die Geh-
tungsdauer von dringlichen Bundesbeschlüssen
ist zu befristen.

Staatsverträge mit dem Auslande, welche
unbefristet oder für eine Dauer von mehr als
x 5 Jahren abgeschlossen sind, sind ebenfalls
dem Volke zur Annahme oder Verwerfung

Art. 96.

Die Mitglieder des Bundesrates werden von
der Bundesversammlung aus allen Schweizer-
bürgern, welche als Mitglieder des Nationalra-
tes wählbar sind, auf die Dauer von 4 Jahren
ernannt. Es darf jedoch nicht mehr als ein

Mitglied aus dem nämlichen Kanton gewählt
werden.

Nach jeder Gesamterneuerung des Natio-
nalrates findet auch eine Gesamterneuerung
des Bundesrates statt.

Die in der Zwischenzeit ledig gewordenen
Stellen werden bei der nächstfolgenden Sitzung
der Bundesversammlung für den Rest der
Amtsdauer wieder besetzt.

Art, 97.

Die Mitglieder des Bundesrates dürfen keine
andere Beamtung, sei es im Dienste der Eid-
genossenschaft, sei es in einem Kanton, beklei-
den, noch irgendeinen andern Beruf oder Ge-
werbe treiben.

Art. io2.

Der Bundesrat hat innert den Schranken der
gegenwärtigen Verfassung vorzüglich folgende
Befugnisse und Obliegenheiten:

Er hat für Beobachtung der Verfassung,
der Gesetze und Beschlüsse des Bundes, sowie
der Vorschriften eidgenössischer Konkordate
zu wachen; er trifft zur Handhabung derselben
von sich aus oder auf eingegangene Beschwerde,
soweit die Beurteilung solcher Rekurse nicht
nach Art. 113 dem Bundesgerichte übertragen
ist, die erforderlichen Verfügungen.

Er wacht für die Garantie der Kantonal-
Verfassungen.

Er schlägt der Bundesversammlung Gesetze
und Beschlüsse vor und begutachtet die An-
träge, welche von den Räten des Bundes oder
von den Kantonen an ihn gelangen.

Er vollzieht die Bundesgesetze und Bun-
desbeschlüsse, die Urteile des Bundesgerichts,
sowie die Vergleiche oder schiedsrichterlichen
Sprüche über Streitigkeiten zwischen Kanto-
nen. Er prüft die Verträge der Kantone unter
sich oder mit dem Auslände und genehmigt
dieselben, sofern sie zulässig sind (Art. 85,
Ziffer 5).

Er prüft die Gesetze und Verordnungen der
Kantone, welche seiner Genehmigung bedürfen;
er überwacht diejenigen Zweige der Kantonal-
Verwaltung, welche seiner Aufsicht unterstellt
sind.

I » U

l. Ituluàvlu'ttîìmmlun».

à. 71.

Unter Vorkebalt der Keckte des Volkes
und der Kantons (/krt. 89 und 12z"! wird
die oberste Lewalt des Bundes durcb ilie Bun-<

desversannnlung ausgeübt, welebs aus ?v,-ei /Vb-
teilungen bestellt-

à. aus dem Karionalrar,

k. aus dem 8tàdera>.

.Vus den Abgeordneten desjenigen Kantons,
aus weleüem kür eine oràntìieûe 8it?.ung cier
I'räsiüonlt gewählt worden, ist, kann kür <Iie

näckstfolgemle ordentliebe 8it?,ung weder der
l'räsideut nocb der Vi?.epräsidcnt gowâblt '.ver
den.

/Abgeordnete <Ie» gîeicken Kantons können
nicbt wâbrend ?wei unmittelbar aufeinander-
kolg-enclen orâentlieken Litxungen cîie 8telle ei-

ne» Vizepräsidenten bekleiden.

Der Präsident bat bei gleicb geteilten 8tiin-
men ?u entscbeiden; bei Wablen übt er das
8rimnlrecbt aus wie jedes blitglied.

Vorrulegev, wenn «s von zo,ooo stimmkerscbi-
tigten 8ckwLÌ2erì)ûrgern <x!er vun 8 Kantonen

verlangt wird.

^rr. 9Z.

^eclem der leiden liäte und Weckern lVkitglicde
de-rselken stellt das Vorseklagsreàt (die Initia-
tivei ?,u.

Vas gìeicbo Kecbt können die Kantone
durcb Korresponden? ausüben.

II. ltunàrat

tk. Kationalrar.

Vrr. 72.

Ver blationalrat wird aus /Vbg<>ordteten <!es

scbweir.eriscben Volkes gebildet. /tut je 22,000
8eelon der Lesamtkevölkerung wird ein Klir-
glied gewäblt.

Vine Lrucb/abI über 11,000 Leelsn wir«! tür
22,000 8eelen berecknet.

Keiler Kanton und bei geteilten Kantonen
secier der beiden Uandesteile bat wenigstens
ein blitglied ?.u wäklen.

à 7Z.

Vie Wablen in den Kationa Irak sind direkte,
bis kinden nacb dem Lrundsat? der Bropoi'-
tionalität statt, wobei jeder Kanton und jeder
Ilalbkanton einen Waklkreis bildet.

Vi« Lundesgesetrgcdung tritkt über die /Vus-
kübrung dieses Lrundsatres die näkern be-
Stimmungen.

à 74.

8timml)ereektigt lzei VVaklen und ^Iisrim-
mungen ist ^eder 8âwei?.er, der das 20. ^VI-

tersjabr Zurückgelegt bat und im übrigen nacb

der Lesetrgsvung des Kantons, in welcbem er
seinen Wobnsit? bat, niebt vom /Vktivburgen
reckte ausgescblossen ist.

Ls bleibt jedocb der Gesetzgebung des
Bundes vorbebalten, über diese 8timmberecl>-

tigung einbeitlicbe Vorscbritten aut2ustsllcn.

B. Sränderac.

/Vrr. 80.

ver 8tänderat bestellt aus 44 Abgeordneten
der Kantone, leder Kanton wäblt rwei /Vbge-

ordnete, in den geteilten Kantonen jeder ban-
desteil einen .Abgeordneten.

/Vrr. 81.

Vie lVlitglieder des Kationalratss und des

Bundesrates können niebt ruglelck lVlitglicder
des 8tänderates sein.

à. 82.

Ver Stänclerat wliblt kür jede ordentlicbs

oder ausserordentlicbe 8it?.ung aus seiner Vlitl«
einen Präsidenten und Virepräsidemen.

/Krr. 8z.

Vie lVlitglieder des 8tänderstss werden von
den Kantonen entsebädigt.

L. Rekugnisse der Rundesversamm lung

iVrr. 84.

Ver Kationalrat und der 8tänderat babsn
alle tdegensrands 2U bekandeln, welcbe nacb
Inkalt der gegenwärtigen Verkassung in die
Kompetenz des Rundes geboren und nickt einer
andern Rundesbebörde ?.ugssebieden sind.

à. 85.

Vie Gegenstände, welcbe in den Vesckäkts--
kreis beider Kate kallcn, sind insbesondere kol-
gende:

Bündnisse und Verträge mit dem /Vuslande,
sowie die (Zutbeissung von Verträgen der Kan-
tone gelangen jedocli nur <lann an die Hundes-
Versammlung, wenn vom Bundesrat oder einem
andenn Kanton Tinspracke erkoren wird.

Larantie der Verfassungen und des (Zebietes
der Kantone; Intervention inkolge der La-
rantie.

iVIassregeln, welcbe die Vandbabung der
Lundesverkassung, die Larantie der Kantonal-
Verfassungen, die Vrküllung der bundcsmässigen
Vsrptlicktungen 2um Zwecke baden.

/Vrr. 8y.

?ür Lundesgesetre und Rundesbeseblüsse ist
die Zustimmung beider Kate erkorderlicb.

Lundesgesetae, sowie sllgemeinverbindlicbe
Rundesbeseblüsse smd dem Volke rur /Vnnabme
oder Verwerfung vorzulegen, wenn es von
zo,ooo stimmberecbtigten bcbwàerburgern od.
von 8 Kantonen verlangt wird.

/Vllgemeinverbindlicbe Rundesbeseblüsse, de-
reu Inkrafttreten keinen /Vukscbnb erträgt, kön-
non dureb die iVlebrkeit aller Mitglieder in
jedem der beiden Kate als dringlick erklärt
werden. In diesen Killen Kanu die Volksab-
Stimmung nickt verlangt werden. Vie Leb-
tungsdauer von dringlicken Lundcsbescklüssen
ist 211 befristen.

8taatsverträge mit dem /Vuslande, welcbe
unbefristet oder für eine Vauer von mekr als
15 labren abgescblossen sind, sind ebenfalls
dem Volke rur /Vimabme oder Verwerfung

à. 96.

Vis iVlitglieder des Rundesrates werden von
der Bundesversammlung aus allen bcbweirer-
bürgern, welcbe als blitglleder des Kationalra-
tes wäklbar sind, auf die Vauer von 4 .labreu
ernannt. Vs dark jedocb nickt mebr als ein

Klitglied aus dem nämlicben Kanton gewäblt
werden.

Kaek jeder Lcsamterneuerung des Kstio-
nalrates kinüet aucü eine (Gesamte!Neuerung
des Bundesrates statt.

Vie in der ?wiscbenreit lcdig gewordenen
8t«Ilen werden bei der näckstkalgenden 8it?.ung
der Bundesversammlung kür den Kest der
/Vmtsdauer wieder besetrt.

^rl. 97.

Vie IVlitglieder des Bundesrates dürken keine
anders Leamtung, sei es im Dienste der Lid-
genossenscbakt, sei es in einem Kanton, beKlei-
den, nocb irgendeinen andern Beruf oder Le-
werbe treiben.

àrr. 102.

Ver Bundesrat bat innert den 8cbranken der
gegenwärtigen Verkassung vor-üglicb folgende
Befugnisse und Lbliegcnbeiten -

Lr bat kür Leobaektung der Verkassung,
der Lesetrc und Leseblüsse des Bundes, sowie
der Varscbrikten eidgenössiseber Konkordate
ru warben; er trifft /.ur Ilandkabung derselben
von sicb aus oder auf eingegangene Bescbwerdv,
soweit die Beurteilung soleker Kekurse niebt
nacü ^Vrt. uz dem Lunclesgerickte ülierüragen
ist, die erkorderlicken Verfügungen.

Lr warbt für die Larantis der Kantonal-
Verfassungen.

Lr scblägt der Bundesversammlung Lcsctre
und Leseblüsse vor und begutacbtet die /kn-
träge, welcbe von den Käten des Bundes oder
von den Kantonen an ibn gelangen.

Lr volViebt die Lundesgesetre und Lun-
desbsscblüsse, die Urteile des Lundesgericbts,
sowie die Vergleicke oder scbiedsricbterliclien
8prücbe über 8treitigkeiten rwiscben Kanto-
nen. Lr prükt die Verträge der Kantone unter
sieb oder mit dem Auslande und gonebmig»
dieselben, sofern sie sulässig sind s/Krt. 8 z,
IZikkor z).

Lr prükt die Leset?« und Verordnungen der
Kantone, welcbe seiner Lenekmigung bedürfen;
er überwacbt diejenigen Zweige der Kantonal-
Verwaltung, welcke seiner /^uksickt unterstellt
sind.
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